
Bundessozialgericht I m N a m e n d'e
s V o l k e s

Az.-3- 5- BK.9512

Zugestellt am '_
260 September 4975

U r t e i l

in dem Rechtsstreit‘

_ _
Kläger und Revisionskläger9

Prozeßbevollmächtigte: ...........................

Beklagte und Revisionsbeklagtev

Prozeßbevollmächtigte: „, ......... „ ..... „ ...... ‚..

‚
Der 5‚ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

- mündliche Verhandlung am 16„ August 4975 durch

' den Vorsitzenden Richter Dr° L a n g k e i t „
fdie Richter Dr° S t r a u b" und Dr° H e i n z e

und die ehrenamtlichen Richter

M e n d e r o t h und N i t s c h e

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil

des Schleswig—Holsteiniechen Landessozialgerichts

‚vom 26° Oktober 4972 aufgehoben.

. v ‚! _ 3_
>

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung

' und Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückverwiesen.
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Der bei der beklagten Krankenkasse pflichtversicherte Kläger

begehrt von dieser die Übernahme der Kosten für die kiefer—

orthopädische Behandlung seines Sohnes w„ „ Bei diesem stellte

der Facharzt für Kieferorthopädie Dr° P. aus Itzehoe ”einen

Schmalkiefer mit engstehender Protrusion der Oberkiefer- und

Unterkieferfront, Drehung von 111 mit Diastema9 ;; lt° Röntgen—

aufnahme gedrehte Keimlage9 mes° Vorwanderung und palatinale

Drehung von [g, geringer Lückeneinengung für /TV V5 bei ge—

ringem Tiefbiß und geringer Distalbißlage" fest. Im Auftrag
des Klägers teilte der Arzt diesen Befund in einem kiefer—

orthopädischen Behandlungs— und Kostenplan vom 5„ Februar 4970

der Beklagten mit° Wörtlich wird dort ausgeführtz "Durch diese

Anomalie ist das Gebiß in seiner Funktion behindert° Aus ge—
sundheitéfürsorgerischen Gründen ist deshalb eine kiefer—

orthopädische Behandlung erforderlich‚ Ziel dieser Behandlung

ist‚ beide Kiefer normal zu formen‚ die Zähne einzuordnen und

.eine korrekte Okklusion beider Zahnreihen zueinander her—
_anstellen"° Die Behandlungsdauer schätzte Dr° P. auf etwa vier

Jahre. Die Behandlungskosten sollten sich auf etwa 4,500 DM

belaufen? die in den vereinbarten Teilbeträgen beglichen werden

sollten. Daraufhin teilte die Beklagte mit Schreiben vom

45‚ Februar 1970 dem Kläger mit: ‘ '

"Sehr geehrtes Mitgliéd!

Wir freuen uns, Ihnen mitteilen zu können‚ daß wir uns

an den Kosten der Zahn—und Kieferregulierung für die

Dauer von 4 Jahren„ also vom 4‚2„1970 bis 54„1„4974

mit einer Beihilfe von monatlich 45‚—— DM beteiligen‚

Die Beihilfe soll in Raten jeweils zum Quartalsende

durch den behandelnden Arzt unter Vorlage einer Be—
_

scheinigung‚ daß eine Behandlung im abgelaufenen Viertel—
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jahr stattgefunden hat? bei unserer Kasse

-angefordert werden° Aus der Bescheinigung

muß auch hervorgehen‚ ob die Behandlung

weiterhin durchgeführt wird oder abgeschlossen

ist.

Da wir immer wieder feststellen müssen9 daß
die Kiferregulierungen nicht bis zum Ende

durchgeführt werden, kann die Beihilfe nur
gewährt werden, wenn die Kieferregulierung

auch endgültig abgeschlossen wird. Falls die

Behandlung vorzeitig abgebrochen wird? müssen

die bereits von unserer Kasse bezahlten Bei—

träge von Ihnen erstattet werden„

‚; y ‚ „ ;
Reisekosten werden neben der Beihilfe nicht

übernommen°

Unsere Kostenbeteiligung gilt im übrigen nur

so lange9 als eine Mitgliedschaft bei unserer
Kasse besteht und die kieferorthopädische Be—

_
handlung durchgeführt wird„ Sollte Ihre Tochter

(Ihr Sohn) während der Behandlungszeit selbst
eine Beschäftigung aufnehmen und dadurch Mit—

glied einer anderen Kasse werden? wollen Sie

uns dieses bitte umgehend mitteilenU„
;-' ;

Mit Schreiben vom 20. September 1971 beantragte der Kläger,

’{die Feststellung, daß der bei seinem Sohn w„ diagnosti—
Vzierte kieferorthopädische Befund eine Krankheit im Sinne

vder Reichsversicherungsordnung (EVO) darstelle‚ die einen
Anspruch auf freie zahnärztliche Behandlung gemäß '

5 182 Abs. 4 Nr, 4 BVDauslöse. In ihrem Bescheid vom
28° Februar 1972 lehnte die Beklagte eine neue Sachent—

scheidung ab: Ihr Bescheid vom 15° Februar 1970 sei

_4_
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_ 4 _

bindend geworden (@ 77 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)9und
zwar innerhalb eines Jahres nach Zugang? da er nicht mit einer

Rechtsbehelfsbelehrung versehen gewesen sei (5 66 Abs. 2 SGG).

Der Kläger habe auch keinen Anspruch auf eine neue Sachent—

scheidung, weil zur Frage der Anerkennung von Kieferanomalien

als Krankheit noch keine gefestigte Rechtsauffassung bestehe‚

insbesondere auch eine höchstrichterliche Entscheidung noch

nicht ergangen sei,

Widerspruch und Klage sind erfolglos geblieben° Die Berufung

des Klägers hat das Landessozialgericht (LSG) mit Urteil vom
26. Oktober 4972 zurückgewiesen: Über den Anspruch des
Klägers auf kieferorthopädische Behandlung seines Sohnes Wo

sei bereits durch den zwischen den Beteiligten bindend ge—

wordenen Bescheid vom 45° Februar 4970 entschieden worden.

Dieser Bescheid habe seinem Gegenstand nach auch den Anspruch

des Klägers gemäß 5 482 Abs° 4 Nr" 4 RVGumfaßt° Der Bescheid
lasse auch keinen Zweifel daran‚ daß es sich um eine ab—

schließende Regelung handeln sollte; für eine Teilregelung

fehle im Bescheid jeder Anhaltspunkt. Der Kläger habe auch

keinen Anspruch auf eine erneute Sachentscheidung entgegen

der Bindungswirkung des Bescheides vom 45„ Februar 4970"

Die Sach— und Rechtslage habe sich nicht inzwischen erheblich

geändert° Auch unter Berücksichtigung der Urteile des Bundes—
sozialgerichts (BSG) vom 20‚ Oktober 4972 (} RK 95/74‚

400/74 und 55/72) sei es eine Frage des Einzelfalles‚ ob die
Voraussetzungen des Krankheitsbegriffes vorlägen.

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger die fehlerhafte"

Anwendung des 5 ?? SGG° Die Beklagte habe? wenn sie von ihrer
Leistungspflicht erfahre‚ sämtliche Anspruchsgrundlagen auf

ihre Begründetheit zu prüfen? und zwar müsse sie zunächst

feststellen‚ ob sie die umfangreichere Leistung des 5 482
Abs" 4 Nr. 4 RVG gewähren müsse° Komme sie zu dem Ergebnis? daß

die Voraussetzungen dieser Vorschrift nicht vorlägen9 aber die

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_
5‘_}

des 5 487 Nr° 4 EVO, dann dürfe sie in dem Bewilligungsbe—
scheid nicht verschweigen? daß sie die Leistungen aus

>€ 182 RVGnicht gewähren wolle. Daher müsse die Beklagte
verurteilt werden‚ ihreanescheid auf die Prüfung auszu—
dehneng-ob die Voraussetzungen des % 482 EVO vorlägen.

Der Kläger hat beantragt‚

unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung?

des Urteils des Sozialgerichts Itzehoe vom
46. JUli 4972 sowie des Bescheids der Beklagten
vom 28„ Februar 4972 in der Fassung des Wider—
spruchsbescheides vom 28° April 4972 die Be—

klagte zu verurteilen, dem Kläger kiefer—
‚orthopädische Behandlung seines Sohnes w. als

Sachleistung zu gewähren° '

Die Beklagte hat beantragt‚

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

)
II;

'Die Revision des Klägers ist insofern begründet? als sie zur
Aufhebung des angefochtenen Urteils und Zurückverweisung der

Sache an die Vorinstanz führt.

Zutreffend ist das LSG davon ausgegangen? dä3die beklagte

Krankenkasse dem Kläger mit ihrem Schreiben vom 45„ Februar

4970 einen umfassenden Bescheid über ihre Leistungen bei
der kieferorthopädischen Behandlung seines Sohnes w, erteilt

hat. Wer zu einem bestimmten Sachverhalt einen Leistungsan—

trag.an einen Versicherungsträger richtet‚ Will damit im
Zweifel alle Ansprüche geltend machen„ die ihm aus diesem

\

_ _ -6—
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_ 6 _

Sachverhalt gegen diesen Versicherungsträger zustehen° Das

muß erst recht dann gelten9 wenn wie im vorliegenden Fall

der Krankenkasse nichts weiter als eine Diagnose mit Be—

handlungs— und Kostenplan ohne ausdrücklichen Antrag vorge—

legt wird. “

Dementsprechend war die Beklagte verpflichtet9 umfassend zu
prüfen‘) welche Leistungen sie bei dem ihr unterbreiteten

Sachverhalt zu erbringen hatte° Diese Prüfungspflicht hat

sich vor allem auf die von ihr in erster Linie geschuldeten

.Leistungen der Krankenhilfe (@ 182 RVG) zu erstrecken° Eine

Maßnahme "zur Verhütung von Erkrankungen" (@ 487 Nr° 4 BVG)?
wie sie im vorliegenden Falle von der Beklagten bewilligt worden

ist“ kann erst ins Auge gefaßt werden„ wenn nicht Kranken—

hilfe zu gewähren ist. '/' 5„} ‘ ' ' '

Unter Berücksichtigung dieser Zusammenhänge enthält der Bescheid

der Beklagten vom 45. Februar 1970 für den Kläger erkennbar deren

Erklärung9 daß zur kieferorthopädischen Behandlung seines

Sohnes nur die bewilligte Leistung (Beihilfe zu den Kosten)
gewährt wird und weitere Leistungen abgelehnt werden‚ Daß der

Bescheid keine Rechtsbehelfsbelehrung enthält‚ steht seiner
Bindungswirkung auch insoweit, als der Anspruch des Klägers ab—

gelehnt wurde? nicht entgegen° Das Fehlen der Rechtsbehelfs—

belehrung hatte nur zur Folge„ daß die Anfechtungsfrist auf ein
Jahr verlängert wurde (@ 66 Abs. 2 SGG; vgl° Urteil des Senats

vom 12„ Dezember 4972 — 3 BK 68/72 — in SozR, @ 66 SGG Nr. 34)„

Zu Recht hat das LSG hieraus den Schluß gezogenj daß der Be—

scheid vom 43„ Februar 1970 mit seinem den Kläger belastenden

Teil nach Ablauf der Anfechtungsfrist bindend geworden ist,

Entgegen der Auffassung des LSG war es jedoch der Beklagten ver—
wehrt9 auf das erneut (200 September 4974) gestellte Leistungs—

begehren des Klägers hin eine Sachprüfung unter Berufung auf die

Bindungswirkung ihres Ablehnungsbescheids abzulehnen. Zwar ent«

hält das Zweite Buch der BVG keine den 55 627, 4300 RVO‚
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5 79 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG)‚ @ 95 des
Reichsknappschaftsgesetzes (EKG) entsprechende ausdrückliche

Regelung9 wonach ein Versicherungsträger eine Leistung neu

festzustellen hat‚ wenn er sich bei erneuter Prüfung über—

zeugt‚ daß er die Leistung zu Unrecht ganz oder teilweise
‚abgelehnt, entzogen oder eingestellt hat (Vgl° auch 5 40 des

Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver—

sorgung vom2. Mai 4955 ■wg_7 _ BGBll 202 —‚ wonachdie
Verwaltungsbehörde zugunsten des Berechtigten jederzeit

einen neuen Bescheid erteilen kann £Äbs) 4; vgl„ zur,
_ . ;

Ygrpilightupg der Verwaltungsbehörde‚ einen der materiellen

Rechtslage entsprechenden neuen Bescheid zu erteilen BSG 263
1497 und auf Antrag.des Berechtigten ein neuer Bescheid zu
erteilen ist, wenn das BSG in ständiger Rechtsprechung nach—

träglich eine andere Rechtsauffassung vertritt‚ als der

früheren Entscheidung zugrunde gelegen hat _/__Äbs°27; Vgl"

für die Arbeitslosenversicherung RVA, GB Nr° 3645 in AN
_

49559 59‚ wo die Berechtigung zur Änderung eines rechts—
kräftigen Bescheides zugunsten des Arbeitslosen trotz

Fehlens einer ansdrücklichen Vorschrift im Gesetz über Ar—

beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung —AVAVG—unter

Hinweis auf die entsprechenden Vorschriften in der Renten—

versicherung und der Unfallversicherung daraus abgeleitet

wird5 daß "diese Vorschriften‚„„offensichtlich_der Nieder—

schlag eines ganz allgemeinen Rechtsgrundsatzes der Sozial—

versicherung" sind)° Dessenungeachtet muß dieser Rechtsge—

danke als ein das gesamte Recht der deutschen Sozialver—

sicherung beherrschender Wesenszug angesehen werden‚ von

dem das Recht der gesetzlichen Krankenversicherung nicht

ausgeschlossen sein kann (vgl" die o‚a. GE des RVA Nr.5643;

vgl. auch Haueisen in NJW 1965? 5619 564)° Es ist kein
innerer Grund dafür ersichtlich„ daß die den genannten

Regelungen innewohnende Schutzfunktion im Recht der ge—

setzlichen Krankenversicherung keinen Platz haben sollte°

Insbesondere ließe sich eine solche Ausnahmebehandlung der

gesetzlichen Krankenversicherung nicht aus der Unterschied—
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lichkeit der Leistungen in den Versicherungszweigen ableiten„

In der Grundstruktur weist die Krankenversicherung ähnliche
Leistungsgruppen auf‚ wie sie die Träger der anderen Versiche—

rungszweige gewähren, seien es — nach der Zielsetzung beurteilt -
Leistungen vorbeugender und heilender Natur‚ seien es — nach
der Art der Leistungen — Geldleistungen oder Sachleistungen‚
seien

es — auf den Zeitraum abgestellt — einmalige, mittel-
fristige oder relativ langfristige Leistungena Zum Teil sind

die Leistungen der verschiedenen Versicherungszweige eng auf—

einander bezogen (vgl° z„B. @@482 Abs„ 3 ff EVO)° Überdies

—erleichtert gerade im Recht der geatzlichen Krankenversicherung

die dort gültige kurze Verjährungsfrist für Ansprüche auf

Kassenleistungen (@ 225 Abs° 4 EVO: 2 Jahre nach dem Tage der
Entstehung) die Herstellung eines der materiellen Rechtslage

entsprechenden Zustande; denn sie stellt sicher? daß der Ver—

sicherungsträger nur Sachverhalte aus einer nicht zu weit zurück—

liegenden Vergangenheit nachzuprüfen braucht° '

Im vorliegenden Fall braucht der Senat abschließend nur die

aus dem Gesamtkomplex herausragende besondere Frage zu ent—

scheiden‚ welchen Einfluß eine nach Unanfechtbarkeit eines

Bescheids entwickelte höchstrichterliche Rechtsprechung bei

einer Nachprüfung hat° Diese Frage hat besonderes Gewicht‚ wie die
schon erwähnte Hervorhebung dieses Sachverhalts in 5 40 Abs° 2

VwVG gegenüber der allgemeinen Regelung in Abs„ 4 zeigt° Wie

der 2° Senat des BSG in seinem Urteil vom 54° Januar 4967

zu 5 627 EVO (BSG 26‚ 899 94) näher dargelegt hat? liegt es
im Wesen höchstrichterlicher Rechtsprechung‚ bei der Entschei—

dung der Streitfälle die Entwicklung allgemeiner Rechtsgrundsätze
anzustreben9 an die sich untere Instanzen und Verwaltungsbehörden

bei der künftigen Behandlung gleichartiger Fälle halten können°
Dabei will die Rechtsprechung in ihrer Rechtsanwendung das zum

Ausdruck bringen? was auf Grund der maßgeblichen Norm bereits
in der Vergangenheit gegolten hat? aber nicht beachtet worden

ist„ Die auf Grund einer überholten Rechtsauffassung ergangenen
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Verwaltungsakte hätten somit‚ hätte die neue höchstrichter—
liche Rechtsprechung bereits bei Erlaß dieser Verwaltungs—

akteä‚vorgelegen‚ diese Rechtsprechung berücksichtigen

können und müssen‚ Dadurch kommt hier - im Unterschied zu

einer nicht rückwirkenden Gesetzesänderung — dem Zufalls—

moment der jeweiligen Verfahrensdauer eine rechtlich unan—

gemessene Bedeutung zuo Dieses Zufallsmoment auszumerzen9
ist einer der wichtigsten Anwendungsbereiche des in 55 627,

1500 RVG verkörperten Rechtsgedankens°

Dabei spielt es keine Rolle, ob der ursprüngliche Bescheid

auf einer älteren höchstrichterlichen Rechtsprechung be—

ruht, die später einen Wandel erfahren hat (so der BSG

26, 89 zugrunde liegende Fall), oder ob sich eine höchst—
richterliche Rechtsprechung überhaupt erst nach Unanfecht—

barkeit des Erstbescheids gebildet hat (so der Sachver—

haltim Urteil des 4, Senats vom 27. Juni 4968 zu 5 4500
in BSG 28‚ 144>‚ Leg zu der strittigen Rechtsfrage bei
Erlaß des Béscheids überhaupt noch keine höchstrichterliche
Rechtsprechung vor? so besteht erst recht eine Ver—

pflichtung des Versicherungsträgers zur Überprüfung seiner
Entscheidung unter Berücksichtigung dieser Rechtsprechung

(vgl. Dellinger in "Die Betriebskrankenkasse"‚ Sp. 244,

249; vgl° hierzu auch Schroeder—Printzen in "Die Orts—

krankenkasse” 4969, 245? 254)‚ Maßgebendist dabei der.
Erkenntnisstand im Zeitpunkt der letzten mündlichen Ver—

handlung der letzten Tatsacheninstanz (vgl° BSG9 Urteil

vom 47„ Dezember 4974 - 4 RA 245/70 _ in SozR‚ @1500

_
RVG9Nr. 453 Aa 17)„

Im vorliegenden Falle hatte die Beklagte ihren Erstbe—

scheid im Einklang mit einer überwiegend von den Trägern

der gesetzlichen Krankenversicherung praktizierten

Rechtsauffassung erlassen9 wonach Kieferregulierungen in

der Regel als bloße Maßnahmen zur Verhütung von Krankheiten
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"

im Sinne des 5 487 Nr° 4 RVO anzusehen seien" Diese Auf—
fassung9 gestützt auf einen Bescheid des BVA vom 28° Februar

4959 (veröffentlicht in "Die Betriebskrankenkasse" 4959,

469)? war zwar längst nicht mehr einhellig‚ nachdem sich in

der Rechtsprechung und der Praxis der Versicherungsträger

ein immer stärker funktionsbezogenes Verständnis des ver—
sicherungsrechtlichen Krankheitsbegriffs durchgesetzt hatte

(vgl° z‚B° Bayer„ LSG, Urteil vom 6" September 49679 in

Breithaupt 4968, 725)„ Eine höchstrichterliche Rechtsprechung

zu dieser Frage gab es jedoch erst mit den drei Entschei—

dungen des Senats vom 200 Oktober 4972 (5 RK 95/74 in SozR
@482 RVONr° 52, 5 RK 400/74? 3 RK 35/72)„

Zu Unrecht nimmt das LSG im angefochtenen Urteil an? diese

Rechtsprechung habe zu der Frage‚ ob eine Kieferanomalie

als Krankheit zu beurteilen sei oder nicht‚ keine Ände—

rung gebracht„.■it dieser Rechtsprechung ist Vielmehr

klargestellt, daß eine Kiefer— oder Zahnstellungsanomalie

bei Beeinträchtigung der vom Gebiß anhängigen Körper—

funktionen in der Regel behandlungsbedürftige Krankheit

darstellt° Dieser Sachverhalt könnte auch beim Sohn des

Klägers gegeben sein, wenn man die im Rechtsstreit vorge—
tragenen Behauptungen als richtig ansieht„ Die Beklagte

hätte sich — erforderlichenfalls durch einen Hinweis des

Gerichts in der letzten mündlichen Verhandlung belehrt —
nicht mehr lediglich auf die Bindungswirkung ihres Erst-
bescheides berufen dürfen7 sondern in eine Sachprüfung

unter Berücksichtigung der inzwischen ergangenen höchst—
richterlichen Rechtsprechung eintreten müssen° Dies wird in

dem erneuten Verfahren vor dem LSG nachzuholen sein°
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Die Kostenen£scheidung bleibt der abschließenden Ent—

scheidung des LSG vorbehalten°
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